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Beratungsgegenstand

Eingabe der Interessengemeinschaft Oberhausener Norden gemäß §24 Gemeindeordnung NRW 
(GO NRW).

Beschlussvorschlag
Der Hauptausschuss beschließt die Stellungnahme der Verwaltung zum Bürgerantrag der 
Interessengemeinschaft Oberhausener Norden gemäß Anlage 2.
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1 Konsequenzen
2
3 a) Finanzielle
4
5     keine [X]
6
7     ja [ ]
8
9 b) Sonstige

10
11 Begründung
12 Die Interessengemeinschaft Oberhausener Norden beantragt mit dem Schreiben vom 20.04.2019 
13 (siehe Anlage 1) den Erhalt der Natur im Oberhausener Norden. Gemäß §24 GO NRW ist der 
14 Antragsteller über die Stellungnahme der Verwaltung zu seiner Eingabe zu unterrichten. Gemäß §14 
15 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Oberhausen werden Anregungen und Beschwerden gemäß §24 
16 GO NRW durch den Hauptausschuss erledigt. Gemäß §14 Abs. 2 der Hauptsatzung sind Anregungen 
17 und Beschwerden, die bis 30 Tage vor der nächsten Sitzung des Hauptausschuss eingehen, in der 
18 nächsten Sitzung, im Übrigen in der übernächsten Sitzung zu behandeln. 
19 Der Antrag der Interessengemeinschaft Oberhausener Norden hat den Erhalt zusammenhängender 
20 Landschafts- und Grünräume und eine Vermeidung weiterer baulicher Verdichtung der Wohngebiete 
21 im Oberhausener Norden zum Inhalt. Konkret werden die Anregungen wie folgt formuliert:
22

23 - Die Verpflichtung der Politik, Sorge für das Gemeinwohl zu tragen besteht darin, kurzfristig den 
24 Zwängen und dem Drängen des Immobilienmarktes entgegenzutreten. Sie besteht aus der 
25 Sicht der Interessengemeinschaft darin, Grünzüge und -bereiche durch die Stadt zu schaffen 
26 und die großen zusammenhängenden Freiflächen, Grünflächen, Kaltluftentstehungsgebiete und 
27 Frischluftschneisen für die Bevölkerung zu bewahren. 

28 - Grund und Boden sind begrenzte, kostbare Gemeingüter. Sie können nicht vermehrt und nur 
29 einmal gewidmet und verkauft werden. Flächen die bereits als „zu entwickeln“ markiert sind 
30 sollten dringend überdacht werden. 

31 - Bereits versiegelte Gelände sollten vorrangig beplant werden. Die Nutzung verlassener 
32 Brachflächen wird gefordert.

33 - Es wird eine kurzfristige Überarbeitung des Landschaftsplans erbeten, denn die heutigen 
34 Anforderungen an ein funktionierendes Stadtklima haben sich geändert. Belüftungsachsen, 
35 Versickerungsflächen werden in ihrer Bedeutung für das Stadtklima sehr wichtig. 

36 - Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Landschaft sind elementare Wertigkeiten für ein 
37 funktionierendes ökologisches System. Diese Schutzgüter müssen vor den Herausforderungen 
38 umweltrelevanter Einflüsse (Hitze, Sturm, Starkregen…) neu gewertet werden und in eine 
39 umweltbewusste Stadtplanung einfließen.

40 - Für den Oberhausener Norden wird eine weitsichtige, langfristige und eigenständige 
41 Stadtplanung gefordert, die die Grundstücksnutzungen nicht Spekulationen und den Interessen 
42 des Wohnungsmarkts überlässt.
43
44 Die Inhalte des Bürgerantrags wurden durch die Verwaltung geprüft und eine entsprechende 
45 Stellungnahme dazu entworfen. Diese Stellungnahme ist der Anlage 2 zu entnehmen. Mit dem 
46 Beschluss der Stellungnahme wird sie die Verwaltung an die antragstellende Interessengemeinschaft 
47 Oberhausener Norden übermitteln.
48
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50 Anlagen
51 Anlage 1: Bürgerantrag der Interessengemeinschaft Oberhausener Norden.
52 Anlage 2: Stellungnahme der Stadt Oberhausen an die Interessengemeinschaft Oberhausener 
53 Norden.











 
 
 
 
 
Herrn 
Jörg Weichert 
IGON – Interessengemeinschaft Oberhausener Norden 
Im Heidesiepen 19 
46147 Oberhausen 
 
 
 
 
 
 
 
Ihr Bürgerantrag vom 20.04.2019 „Erhalt der Natur i m Oberhausener 
Norden“ 
 
Sehr geehrter Herr Anderheide, Sehr geehrter Herr Weichert, 
 
zu Ihrem Bürgerantrag vom 20.04.2019, zum Erhalt der Natur im 
Oberhausener Norden ist gemäß § 24 GO NRW Stellung zu nehmen. 
Gemäß §14 der Hauptsatzung der Stadt Oberhausen ist Ihr Antrag durch 
den Hauptausschuss der Stadt Oberhausen zu behandeln. Der 
Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 01.07.2019 nachfolgende 
Stellungnahme beschlossen. 
 
Erhalt und Schaffung von grünen Freiräumen, Natur und Landschaft 
Grundsätzlich muss sich die Stadt Oberhausen im Rahmen ihrer 
städtebaulichen Entwicklung dem rechtlichen Anspruch stellen, bei der 
planerischen Abwägung alle Belange mit dem ihnen zustehenden Gewicht 
einzubeziehen. In diesem Zusammenhang sind u.a. der Bedarf an 
Wohnraum, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
die Sicherstellung der Versorgung und die Bereitstellung von Infrastruktur 
oder auch der Schutz von Natur und Landschaft zu betrachten. Die 
unterschiedlichen Anforderungen und Interessenlagen, die auf den Raum 
wirken, sind immer im Einzelfall zu betrachten und können nicht 
allgemeingültig bewertet werden. 
 
Im Rahmen dieses Prozesses fließen auch die Ergebnisse der im Regelfall 
bei Planverfahren durchzuführenden Umweltprüfung in die Abwägung mit 
ein. Die Umweltprüfung ist Teil des Planverfahrens und befasst sich mit der 
Prüfung der Schutzgüter (bspw. Klima, Mensch, Flora, Fauna, Boden usw.) 
und mit deren Beeinträchtigung durch die Planung. 
 
Des Weiteren greifen die Anforderungen der übergeordneten 
Planungsebenen, innerhalb derer sich die Stadt Oberhausen bei ihrer 
städtebaulichen Entwicklung bewegen muss. Durch die Landes- und 
Regionalplanung wird den Gemeinden vorgegeben, dass die 
Siedlungsentwicklung, u.a. orientiert an der Entwicklung der Bevölkerung 
sowie der Wirtschaft, bedarfsgerecht zu erfolgen hat. Auf Grundlage der 
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aktuellen Bedarfsberechnung durch den Regionalverband Ruhr (RVR) im Rahmen 
des regelmäßigen Siedlungsflächenmonitorings ruhrFIS ergeben sich dabei für 
Oberhausen Flächenbedarfe, die derzeit im Stadtraum nicht vollständig verortet 
werden können. 
 
Dies ist auch dadurch begründet, dass die Stadt Oberhausen eine der drei Städte mit 
dem höchsten Anteil an Siedlungs- und Verkehrsfläche im Ruhrgebiet ist. 
Oberhausen ist eine der zehn Städte im RVR-Verbandsgebiet mit der höchsten 
Einwohner- dichte. Die aktuelle Oberhausener Bevölkerungsprognose 2018 bis 2030 
zeigt, dass nach einer Phase des Bevölkerungszuwachses, der v.a. durch 
Zuwanderung in den Jahren 2014 bis 2017 begründet ist, nunmehr die 
prognostizierte Bevölkerungsentwicklung bis 2030 abnimmt. Trotz dieses Rückgangs 
zeigt die aktuelle Studie Wohnen in Oberhausen von 2017 auf, dass sich die Zahl der 
Haushalte bis 2022 zu- nächst durch eine Zunahme an Einpersonenhaushalten 
steigert. Diese und weitere demografische Aspekte der generellen Entwicklung sind 
über Oberhausen hinaus festzustellen, haben aber gleichzeitig zur Folge, dass auch 
für Oberhausen ein Neu- baubedarf für die nächsten Jahre prognostiziert wird, der 
innerhalb des Stadtgebietes zu befriedigen ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
Kommune den Immobilien- markt im besten Fall am Rande beeinflussen kann, da 
sich nur ein geringer Anteil der Flächenreserven im Besitz der Stadt Oberhausen 
befindet. 
 
Der Schutz der Grünzüge und grünen Freiräume ist im gesamten Stadtgebiet durch 
den Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) sichergestellt. Insbesondere für den 
Oberhausener Norden und die dort vorhandenen Freiflächenpotenziale ergeben sich 
durch den RFNP als planerisches Instrument besondere Gestaltungsspielräume. 
Dies erfolgt z.B. über die Ausweisung von Regionalen Grünzügen und durch 
Festlegung von Bereichen zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter 
Erholung. Über die Regionalen Grünzüge erfolgt insbesondere ein qualifizierter 
Freiraumschutz, da diese Festlegungen für nachfolgende Planungsebenen als Ziele 
der Raumordnung zu beachten sind. 
 
Der RFNP stellt mit diesen Aussagen die Entwicklungsgrundlage für die kommunale 
Bebauungsplanung dar. Seine Aussagen stehen im Verbund der 
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr, die aus den sechs Städten Essen, 
Mülheim an der Ruhr, Bochum, Gelsenkirchen, Herne und Oberhausen besteht. 
Sowohl bei der Erstellung bzw. Änderung des RFNP als auch bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen ist jeweils eine Umweltprüfung in der Regel vorgeschrieben. 
Innerhalb dieser Prüfung werden alle Schutzgüter hinreichend behandelt und 
bewertet und fungieren im Rahmen der Abwägung als wesentliche 
Entscheidungsgrundlage. 
 
Der Leitfaden Klimaschutz in der Bauleitplanung baut auf die Umwelt- und 
Schutzgutprüfung auf und gibt weitere klimarelevante Hinweise für die Aufstellung 
von Bebauungsplänen. Er wird im Rahmen der Bauleitplanung herangezogen. Dem 
entsprechend werden die klimatischen Auswirkungen von Planungen bereits heute 
Bestandteil der Umweltprüfung. 
 
 
 
 



Brachflächenentwicklung 
 
Es ist bereits heute ein Grundsatz der Planung, die Brachflächenentwicklung der 
Ausweisung neuer Siedlungsflächen vorzuziehen und Freiraum damit möglichst zu 
schützen. Entsprechende gesetzliche Vorgaben ergeben sich sowohl aus Bundes als 
auch Landesrecht. Der Grundsatz einer Innenentwicklung vor einer 
Außenentwicklung beinhaltet auch die Berücksichtigung klimatischer Aspekte. 
Jedoch kann eine Brachflächenentwicklung aus ökologischer Sicht im Einzelfall auch 
problematisch sein, wenn beispielweise in dicht bebauten Bestandslagen die 
Schaffung von klimatischen Ausgleichsräumen dringend erforderlich ist. 
 
Eigenständige Stadtplanung für den Oberhausener Norden 
 
Die Stadtplanung Oberhausens ist nicht auf einzelne Stadtgebiete aufzuteilen oder 
abzukoppeln. Die kommunale Stadtentwicklung versteht sich immer im 
gesamtstädtischen Kontext. Auch teilräumliche Planungen müssen hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen im Kontext der Gesamtstadt betrachtet werden. Dabei werden 
ortsspezifische Belange angemessen berücksichtigt, ohne ihnen zugleich einen 
besonderen Rang zuzuweisen. Die Flächennutzungsplanung erfolgt über die  
Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr. Sie stellt sicher, dass gemeinsam 
definierte Planungsziele durch einzelne Kommunen der Städteregion nicht verletzt 
werden. Dabei spielt der übergeordnete Freiraumschutz eine wichtige Rolle. 
 
Der Oberhausener Landschaftsplan 
 
Der Landschaftsplan ist das zentrale Planungsinstrument den Kreisen und 
Kreisfreien Städten zur Umsetzung der Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes. 
Aus ihm gehen eindeutige Schutz-, Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen für den 
gesamten unbebauten Außenbereich Oberhausens hervor. Der Landschaftsplan von 
1996 bedarf auch nach Auffassung der Verwaltung dringend der Überarbeitung, da 
er in vielen Aspekten nicht mehr den heutigen Anforderungen entspricht. Derzeit wird 
geprüft, ob ein Änderungsverfahren oder eine Neuaufstellung des Landschaftsplans 
erfolgt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
 
S a b i n e  L a u x e n  
Beigeordnete für Umwelt, Gesundheit, 
ökologische Stadtentwicklung und -planung 
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